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Bericht und Antrag 

des Ausschusses für Arbeit und Soziaiordnung (11. Ausschuß) 


zu dem Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgiiedstaaten über den 
Geräuschpegel in Ohrenhöhe der Fahrer von land- und 
forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern 
— Drucksache 7/1998 — 


A. Bericht des Abgeordneten Horstmeier 


I. 

Der Präsident des Deutschen Bundestages hat mit 
Schreiben vom 24. April 1974 die Vorlage — Druck- 
sache 7/1998 — dem Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung zur Beratung überwiesen. Dieser hat 
in seiner 44. Sitzung am 7. Juni 1974 den Richt- 
linienvorschlag eingehend beraten. Er empfiehlt 
einmütig dem Plenum die Kenntnisnahme und die 
Aufforderung an die Bundesregierung, entsprechend 
Ziffer 2 des Ausschußantrags weitere Verhandlun- 
gen zu führen. 

II. 

Die von der EG-Kommission vorgeschlagene Richt- 
linie ist für das Verfahren zur Erteilung der euro- 
päischen Betriebserlaubnis für land- und forstwirt- 
schaftliche Zugmaschinen erforderlich. Eine Rah- 
menrichtlinie über die Betriebserlaubnis hat der Mi- 
nisterrat bereits erlassen. 

In der vorgeschlagenen Einzelrichtlinie wird der 
höchstzulässige Geräuschpegel, der auf das Ohr 
des Zugmaschinenfahrers einwirken darf, auf 
90 dB(A) festgelegt. Die Richtlinie enthält in ihrem 


juristischen Teil u. a. den Geltungsbereich, die Be- 
stimmungen über den freien Warenverkehr, den 
Umsetzungstermin zum 1. Dezember 1975 und den 
Anwendungstermin der Richtlinie zum 1. April 1976. 
Das Meßverfahren und der Meßpunkt sind in den 
Anlagen I und II beschrieben. 

Der schnellste Weg, die Forderung der Richtlinie 
technisch zu erfüllen, besteht in dem Aufbau von 
schallisolierten Kabinen auf die zur Zeit hergestell- 
ten Zugmaschinen. Die geschlossene Kabine wirft 
aber andere Arbeitsschutzprobleme auf, z. B. der 
Lüftung, der Nichtwahrnehmung von Warnsignalen 
im Straßenverkehr, der Aufheizung des Kabinen- 
raums bei starker Sonneneinstrahlung. Eine weitere 
Möglichkeit, den Vorschriften der Richtlinie nach- 
zukommen, besteht in der Reduzierung des Lärms 
durch konstruktive Maßnahmen an den lärmerzeu- 
genden Elementen der Zugmaschine. Ihre Verwirk- 
lichung erfordert längere Anlaufzeit, ist aber aus 
Gründen des Arbeits- und Umweltschutzes der Ein- 
kapselung des Zugmaschinenfahrers vorzuziehen. 

Das Verfahren für die Geräuschmessung in An- 
hang I basiert auf der Meßmethode des OECD- 
Standard-codes für die Prüfung von Ackerschlep- 
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pern. Der OECD-code ist für die Gebrauchswert- | 
Prüfung von Ackerschleppern und nicht unter den | 
Gesichtspunkten des Arbeitschutzes entwickelt wor- 
den. 

IIL 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung be- 
grüßt zwar grundsätzlich die Zielvorstellungen des 
Richtlinienvorschlags. Der Richtlinienvorschlag be- 
darf jedoch noch einiger Änderungen, um eine sach- 
gerechtere und praktikablere Regelung darzustellen. 
So besteht die Möglichkeit, unter Berücksichtigung 
der OECD-Tests und der Prüfmethode der landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften, ein schnell und 
einfach zu handhabendes Verfahren für die Mes- 
sung des Geräuschpegels am Fahrerohr zu erarbei- 


ten. Außerdem schließt sich der Ausschuß der Auf- 
fassung der Bundesregierung an, daß die Schlepper- 
industrie kaum in der Lage sei, bis zu dem im 
Richtlinienentwurf angegebenen Termin schalliso- 
lierte Kabinen oder lärmreduzierte Zugmaschinen zu 
entwickeln und herzustellen, die den Anforderungen 
des Richtlinienentwurfs entsprechen. 

In Anbetracht dessen, daß innerhalb der Gruppe 
Wirtschaftsfragen des Ministerrates noch eine Ver- 
besserung des Richtlinienvorschlags möglich ist, 
empfiehlt der Ausschuß einmütig, daß die Bundes- 
regierung weitere Verhandlungen auf europäischer 
Ebene nach Maßgabe von Ziffer 2 des Ausschuß- 
antrags führen soll. Im übrigen wird dem Plenum 
empfohlen, von der Vorlage Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 11. Juni 1974 


Horstmeier 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. von dem Vorschlag einer Richtlinie des Rates zur Angleichung der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten über den Geräuschpegel in Ohrenhöhe der 
Fahrer von land- und forstwirtschaftlichen Zugmaschinen auf Rädern — Druck- 
sache 7/1998 — Kenntnis zu nehmen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, bei den Verhandlungen im Minister- 
rat der EG darauf hinzuwirken, daß 

a) es die Richtlinie ermöglicht, den Lärmschutz des Schlepperfahrers vor- 
rangig durch eine Lärmminderung an der Maschine zu erreichen, 

b) das vorgesehene Meßverfahren den Erfordernissen des Arbeitsschutzes 
entspricht und mit der bei der Kommission in Vorbereitung befindlichen 
Richtlinie über Geräuschmessungen an im Freien betriebenen Maschinen 
und Einrichtungen im Einklang steht. 


Bonn, den 7. Juni 1974 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 

Dr. Sdiellenberg Horstmeier 

Vorsitzender Berichterstatter 
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